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Vorwort

Die Medien berichten häufig über – tatsächliche oder vermeintliche – Abrech-
nungsmanipulationen von Ärzten. Solche Vorwürfe finden aus mehreren Gründen 
ein besonderes Interesse der Öffentlichkeit. Wird ein „Fall“ gegen einen Arzt oder 
ein ärztliches Großlabor aufgedeckt, so lässt sich zumeist feststellen, dass ein 
bestimmtes Muster der Manipulationen bei einer Vielzahl von Abrechnungen und 
über einen längeren Zeitraum angewendet wurde. Vergleichsweise kleine Einzel-
beträge summieren sich dann oft zu einem erheblichen Gesamtschaden, der nicht 
selten mehrere Millionen Euro ausmacht. Zudem haftet dem Arzt als „Betrüger in 
Weiß“, der sich zu Lasten des Gesundheitssystems bzw. seiner Patienten berei-
chert, ein besonderer persönlicher Vorwurf an.  

Auffällig ist, dass häufiger und ausführlicher über die Einleitung strafrechtli-
cher Ermittlungsverfahren als über deren Abschluss berichtet wird. Entscheidun-
gen der Strafgerichte zu Abrechnungsmanipulationen werden selten veröffentlicht, 
was zum einen darauf beruhen dürfte, dass zahlreiche Ermittlungsverfahren bereits 
von der Staatsanwaltschaft eingestellt werden, und zum anderen darauf, dass 
strafgerichtliche Hauptverhandlungen nicht selten mit einer „Absprache“ enden 
und deshalb keine Rechtsmittel eingelegt, die Oberlandesgerichte und der Bun-
desgerichtshof mit solchen Fällen also gar nicht befasst, werden. Die schwierigen 
rechtlichen Probleme, die aus dem Zusammentreffen der einschlägigen Straftatbe-
stände – vor allem Betrug und Untreue – mit dem Medizinrecht, insbesondere dem 
Recht der gesetzlichen Krankenversicherung und dem Vertragsarztrecht, resultie-
ren, sind in der Rechtsprechung deshalb zum Teil ungelöst. 

Dieses Buch will denjenigen, die in der Praxis – als Mitarbeiter einer Kranken-
kasse oder Kassenärztlichen Vereinigung, Staatsanwalt, Richter, Verteidiger oder 
auch als betroffener Arzt – mit Fragen der Abrechnungsmanipulation befasst sind, 
eine schnell erschließbare Übersicht über die einschlägigen dogmatischen Ge-
sichtspunkte sowie die maßgeblichen aktuellen Entscheidungen und Literaturmei-
nungen an die Hand zu geben. Da wir damit rechnen, dass die Leser dieses Buches 
über unterschiedliche juristische Kenntnisse und praktische Erfahrungen verfügen, 
beginnt der materiell-rechtliche Teil mit der Darstellung der wesentlichen Gege-
benheiten des Vertragsarztrechts und führt über die Beschreibung der häufigsten 
Fallgruppen zu den jeweils einschlägigen strafrechtlichen Problemen. Der 
Schwerpunkt des strafprozessualen Teils liegt bei dem Ermittlungsverfahren, weil 
Besonderheiten des Strafverfahrens wegen Abrechnungsmanipulationen in erster 
Linie in diesem Verfahrensstadium zu beachten sind.  

Der materiell-strafrechtliche Teil stammt aus der Feder von Harro Herffs, der 
strafprozessuale von Uwe Hellmann. 

An der Entstehung dieses Buches waren aber auch andere Personen maßgeblich 
beteiligt. Unser Dank gilt Frau Brigitte Reschke vom Springer-Verlag für die 
tatkräftige Unterstützung und Betreuung. Die abschließenden Arbeiten zur Her-
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stellung der Druckfassung wurden im Wesentlichen von den Mitarbeitern meines 
Lehrstuhls Dr. Katharina Beckemper, Susanne Claus, Diana Stage, Ursula Tisch-
meier und Marcel Arendt geleistet. Herr Arendt hat darüber hinaus das Sachregis-
ter erstellt. Ihnen danken wir auch an dieser Stelle ganz herzlich. 

Anregungen der Leser nehmen wir gerne entgegen.  

Bremen und Potsdam, im Januar 2006               Harro Herffs 
       Uwe Hellmann
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A. Gesetzliche Krankenversicherung 

I. Die Rechtsverhältnisse zwischen Arzt, KV, Kasse und 
versichertem Patienten 

Die Tätigkeit des Vertragsarztes ist nicht öffentlicher Dienst, auch wenn der Ver-
tragsarzt mit der Behandlung der krankenversicherten Patienten in die Erfüllung 
einer öffentlichen Aufgabe eingebunden ist. Er wird zwar durch die Zulassung in 
ein subtil organisiertes öffentlich-rechtliches System einbezogen und verpflichtet, 
GKV-Patienten zu behandeln, bleibt aber letztlich Freiberufler1. Im Vergleich zur 
Behandlung und Liquidation des Privatpatienten ist der Leistungsaustausch bei der 
vertragsärztlichen Leistung durch eine deutlich größere Bandbreite von Normen 
gekennzeichnet. 

In aller Kürze lässt sich das System so zusammenfassen, dass der Vertragsarzt 
die ihn aufsuchenden GKV-Patienten gegen Vorlage der Krankenversicherungs-
karte (früher: Krankenschein) behandelt, ohne dass die Patienten aus dem dadurch 
geschlossenen Vertrag mit dem Arzt diesem gegenüber zahlungspflichtig wären. 
Seine Leistungen rechnet der Arzt am Quartalsende gegenüber seiner Kassenärzt-
lichen Vereinigung (KV) unter Beachtung des Einheitlichen Bewertungsmaßsta-
bes (EBM), des Bundesmantelvertrages für Ärzte (BMV-Ä), der Richtlinien nach 
§ 92 Abs. 1 Satz 2 SGB V und des Gesamtvertrags ab. Die KV prüft die Abrech-
nung des Arztes in verschiedenen Stufen und leitet sie sodann der Krankenkasse 
(Kasse) zu, die ihrerseits verschiedene weitere Prüfungsmöglichkeiten hat. Danach 
gleicht die Kasse die Honorarforderung mit einer Gesamtvergütung an die KV 
aus. Die KV verteilt diese Gesamtvergütung nach dem jeweils geltenden und je 
nach KV-Bezirk unterschiedlichen Honorarverteilungsvertrag (HVV) an die Ver-
tragsärzte. Behandlungs- und Vergütungsweg sind also bei der GKV entkoppelt.  

                                                          
1  Laufs/Uhlenbruck (Krauskopf), § 24, Rz. 3 ff. 
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2      A. Gesetzliche Krankenversicherung 

Diese Abläufe lassen sich als Schaubild folgendermaßen darstellen2:

         Gesamt- 
     
          vertrag 

            Gesamtver- 
      gütungsan-    spruch
        BBeehhaannddlluunnggss-- AAnnsspprruucchh

aannsspprruucchh aauuss HHVVMM//
HHVVVV

Beitrags- Sachleistungs- 
 anspruch anspruch

       Behandlungs-
     
           vertrag 

Zu den Rechtsverhältnissen gelten die nachfolgend dargestellten Grundsätze. 

II. Anspruch des Versicherten 

Der Patient hat gegenüber der Kasse, bei der er versichert ist, einen Anspruch auf 
Sach- und Dienstleistung, § 2 Abs. 2 SGB V. Derzeit gibt es in Deutschland etwa 
62 Millionen GKV-Pflichtversicherte und knapp 9 Millionen freiwillig Versicher-
te3. Primär geht das Gesetz in der GKV von der Gewährung der medizinischen 
Versorgung in natura und damit von der Sachleistung aus, nicht von der gleich-
falls nach § 13 Abs. 2 SGB V eingeräumten Kostenerstattung. Wegen dieses Sach-
leistungsprinzips4 ist die Kasse Schuldnerin einer ärztlichen Krankenbehandlung 
im Sinne der §§ 11, 27, 28 SGB V. Für die Erfüllung dieser Verpflichtung bedient 
sie sich der KV und ihrer Mitglieder, der Vertragsärzte, §§ 69 ff. SGB V. Kasse, 
KV und Vertragsärzte wirken für die Sicherstellung der vertragsärztlichen Versor-
gung der Versicherten zusammen, § 72 Abs. 1 SGB V, wobei der Auftrag zur 
entsprechenden Sicherstellung bei der KBV und den KVen liegt, vgl. § 75 Abs. 1 
SGB V. Zwischen Versichertem und zugelassenem Vertragsarzt besteht zusätzlich 

                                                          
2  Vgl. Jörg, Rz. 20; Kass. Komm. (Hess), § 72 SGB V, Rz. 16. 
3  BVerfG, 06.12.2005, 1 BvR 347/98, Seite 2 des Umdrucks. 
4 Jörg, Rz. 27; Schneider, Rz. 206 f. 
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ein ärztlicher Behandlungsvertrag. Die Rechtsprechung geht von einem zivilrecht-
lichen5, Teile der Literatur von einem öffentlich-rechtlichen Charakter dieses 
Vertrages aus6.

Die Kostenerstattung ist eine Alternative, die der Kassenpatient aktiv wählen 
muss und an die er ein Jahr gebunden ist, vgl. § 13 Abs. 2 SGB V. Er erhält in 
diesem Fall als unmittelbarer Kostenschuldner des Arztes eine Rechnung entspre-
chend der GOÄ, die er zur Erstattung an seine Krankenkasse einreicht. Diese ist 
lediglich zur Erstattung desjenigen Betrags verpflichtet, den sie bei Erbringung 
der medizinischen Leistung als Sachleistung zu tragen hätte, so dass eine Trans-
formation der Rechnung von GOÄ nach EBM vorzunehmen ist. Von dem sich 
hieraus ergebenden Betrag werden noch Abschläge für die mit dem Verfahren 
verbundenen Verwaltungskosten, Zuzahlungen wie die sog. Praxisgebühr und die 
fehlenden Wirtschaftlichkeitsprüfungen gemacht, so dass der Erstattungsbetrag 
zwischen 30 % und 40 % der GOÄ-Rechnung beträgt. Der Kostenerstattungspati-
ent schließt daher in der Regel noch eine private Zusatzversicherung ab, um im 
Ergebnis auf eine Gesamterstattungshöhe von ca. 90 % zu gelangen.  

III. Die Kassen  

Bis zum sog. Gesundheitsstrukturgesetz7 wurde zwischen den Pflicht- bzw. Pri-
märkrankenkassen8 und den Ersatzkassen9 unterschieden. Eine Überschneidung 
der Kassen hinsichtlich ihres Mitgliederkreises war bis dahin nicht möglich10. Seit 
dem 01.01.1996 haben nicht nur die Angestellten, sondern auch die Arbeiter ein 
grundsätzliches Wahlrecht unter den Kassen, §§ 173 ff. SGB V. Damit ist die 
bisherige Aufspaltung zwischen Primär- und Ersatzkassen aufgegeben11. Die Un-
tergliederung besteht nunmehr lediglich in der unterschiedlichen Bezeichnung. 
Die Kassen sind rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Selbst-
verwaltung, § 29 Abs. 1 SGB IV. Ihr Organ hat Behördenstatus, § 31 Abs. 3 Satz 
1 SGB IV. 

                                                          
5  BGHZ 100, 363, 367 f.; BSGE 59, 172. 
6 Isensee, VSSR 1995, 321, 330, Fn. 24; Laufs/Uhlenbruck (Krauskopf), § 25, Rz. 7 ff. 
7  Gesetz zur Sicherung und Strukturverbesserung der gesetzlichen Krankenversicherung 

vom  21.12. 1992, BGBl I S. 2266. 
8  §§ 4 Abs. 1, §§ 143 - 167 SGB V: Orts-, Innungs-, Betriebs-, Landwirtschaftliche-, 

Knappschaftliche - und Seekrankenkasse. 
9  §§ 168 ff. SGB V: Die Barmer Ersatzkasse, die Deutsche Angestelltenkrankenkasse, 

die Techniker- Krankenkasse, die Kaufmännische Krankenkasse und die Hamburg-
Münchener-Ersatzkasse.  

10 Schneider, Rz. 155. 
11 Schneider, Rz. 156. 
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4      A. Gesetzliche Krankenversicherung 

IV. Voraussetzung zur Teilnahme des Arztes an der 
vertragsärztlichen Versorgung  

Die Begriffe ‘Kassenarzt’ und ‘Vertragsarzt’ haben keine unterschiedliche Be-
deutung. Mit In-Kraft-Treten des Gesundheitsstrukturgesetzes (GSG) am 01.01. 
1993 wurde die bisherige Bezeichnung von ‘Kassenarzt’ auf ‘Vertragsarzt’ umge-
stellt. Um an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen zu können, muss der 
zukünftige Vertragsarzt die Approbation (früher: Bestallung) vorweisen können, 
d.h. er muss die staatliche Erlaubnis zur Ausübung eines akademischen Heilberufs 
als Arzt, Zahnarzt, Apotheker oder Tierarzt innehaben. Die humanmedizinische 
Approbation ist Voraussetzung für die gesondert zu erteilende Zulassung zur ver-
tragsärztlichen Versorgung12. Bei erschlichener Zulassung gelten die erbrachten 
Behandlungsleistungen nach dem Kassenarztrecht als nicht abrechenbar13.

Die Zulassung erfordert das Vorliegen einer objektiven, außerhalb der Person 
des Arztes liegenden Zulassungsvoraussetzung. Die objektive Voraussetzung 
besteht darin, dass die vertragsärztliche Versorgung nicht sichergestellt werden 
kann und daher die Hinzuziehung weiterer Ärzte notwendig ist14. Durch die Zulas-
sung darf keine Überversorgung eintreten. Um eine Überversorgung zu verhin-
dern, sind Zulassungsbeschränkungen in Form von Richtlinien nach § 101 SGB V 
maßgeblich. Des Weiteren müssen die subjektiven, in der Person des Arztes zu 
erfüllenden Zulassungsvoraussetzungen vorliegen. Im Rahmen der subjektiven 
Zulassungsvoraussetzungen steht der Erteilung und Aufrechterhaltung der Zulas-
sung generell alles entgegen, was den Vertragsarzt bei Wahrnehmung seiner ver-
tragsärztlichen Pflichten in eine Interessenkollision bringen würde15. Beispielswei-
se darf der Vertragsarzt nicht in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, das seine 
Eigenverantwortlichkeit16 und die Gewährleistung der vertragsärztlichen Versor-
gung gefährden würde, § 20 Abs. 1 Ärzte-ZV. Subjektive Voraussetzungen sind 
unter anderem der Antrag an den Zulassungsausschuss, Nachweis der Eintragung 
ins Arztregister, Approbationsnachweis sowie die Vorlage der Urkunden, Be-
scheinigungen und immer häufiger der Praxisvertrag zur Überprüfung der Eig-
nung zum Vertragsarzt17. Im Einzelnen sind die Voraussetzungen in den §§ 95, 95 
a, 116 bis 121, 311 SGB V behandelt und in den §§ 17 bis 25 der Ärzte-ZV gere-
gelt.

Unter Vorlage des Nachweises der subjektiven Voraussetzungen kann der Arzt 
die Zulassung beim Zulassungsausschuss beantragen, der von der KV und den 
Landesverbänden der Kassen in paritätischer Besetzung gebildet wird, § 96 Abs. 
1, Abs. 2 SGB V. Der Zulassungsausschuss erteilt die Zulassung durch Beschluss. 

                                                          
12 Deutsch, Medizinrecht, Rz. 24, 27; Liebold, Handlexikon, S. 25, Stichwort ‘Approbati-

on’.
13  BSGE 76, 153, 156. 
14  Kass. Komm. (Hess), § 103, Rz. 3. 
15  Kass. Komm. (Hess), § 95 SGB V, Rz. 42. 
16 Cramer, MedR 1996, 567, 568; GKV-Komm. (Wiegand), § 95, Rz. 13. 
17  Rieger (Dahm), Lexikon, Ordnungsziffer 1780, Rz. 28.  
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Der Beschluss ist ein begünstigender, weil statusbegründender Verwaltungsakt18

und ergeht in Form eines Bescheides, §§ 19 Abs. 1,  41 Abs. 4 Ärzte-ZV. Wird 
der Arzt mit Gebietsbezeichnung (früher: Facharzt) zugelassen, gelten grundsätz-
lich nur seine auf diesem Gebiet erbrachten Leistungen als abrechnungsfähig19.
Anders ist es nur dann, wenn zwar nicht die Ziffer zur Leistungsbeschreibung, 
wohl aber die Ursache und die Symptomatik im Bereich des eigenen Fachgebietes 
liegen. Sind diese beiden Voraussetzungen erfüllt, können auch Leistungen, die 
dem Fachgebiet nicht zugeordnet sind, abgerechnet werden20.

Mit der Erteilung der Zulassung wird der Arzt Mitglied bei der für ihn zustän-
digen KV. Er ist dann zur Teilnahme an der vertragsärztlichen Versorgung berech-
tigt und verpflichtet, § 95 Abs. 3 Satz 1 SGB V. Die standesrechtliche und freibe-
rufliche Stellung des Arztes wird durch die Mitgliedschaft ebenso wenig wie 
durch die vertragsarztspezifischen Regelungen tangiert. Sein berufliches Risiko 
trägt der Vertragsarzt allein. Trotz verschiedener Disziplinarbefugnisse ist die KV 
weder Dienstherrin des Vertragsarztes, noch ihm gegenüber weisungsbefugt, noch 
ist ihr sein etwaiges Verschulden unmittelbar zuzurechnen. Die auferlegten öffent-
lich-rechtlichen Beschränkungen beziehen sich ausschließlich auf die Stellung des 
Vertragsarztes innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung und auf seine 
Eigenschaft als Mitglied der KV21.

V. Formen der vertragsärztlichen Praxisausübung  

Lediglich zugelassene oder ermächtigte Ärzte, ermächtigte ärztlich geleitete Ein-
richtungen und Medizinische Versorgungszentren können gemäß der abschließen-
den Aufzählung des Gesetzes an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen 
und entsprechende Leistungen berechnen, § 95 Abs. 1, Abs. 2 Satz 4 SGB V22.
Grundsätzlich hat der Vertragsarzt seinen Beruf in eigener Person, eigenverant-
wortlich und selbständig auszuüben, §§ 15 Abs. 1, 28 Abs. 1 SGB V; § 20 Ärzte-
ZV, § 15 Abs. 1 BMV-Ä.  

Seit dem In-Kraft-Treten des GMG23 zum 01.01.2004 können auch Medizini-
sche Versorgungszentren (MVZ) an der Versorgung teilnehmen, die sich aller 
zulässigen Organisationsformen bedienen können, auch einer GmbH24. Das MVZ 
rechnet gegenüber der KV unter einer einzigen Vertragsarztnummer ab, unabhän-

                                                          
18  BSGE 20, 86, 90; Laufs/Uhlenbruck (Krauskopf), § 26, Rz. 2. 
19  BSGE 62, 224, 226; BSG, MedR 1997, 136, 137; vgl. EBM 2000 plus, I 1.3. 
20  Vgl. BSG, B 6 KA 32/03 R; B 6 KA 27/03 R; B 6 KA 39/04 R; Dierks, Abrechnung 

aktuell 11/2004, S. 15. 
21  BVerfGE 11, 30, 39; BSGE 2, 201, 216 f. 
22  Kass. Komm. (Hess), § 95 SGB V, Rz. 4; Laufs, MedR 1995, 11, 16; Plagemann,

Rz. 208; Preißler, MedR 1995, 110, 111. 
23  Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung vom 14.11.2003 

(GKV-Modernisierungsgesetz – GMG), BGBl. 2003 I Nr. 55, S. 2190. 
24  Kass. Komm. (Hess), § 95 SGB V, Rz. 9 d. 
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